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Wintertagung 2023
Die Wintertagung findet am Montag, 20. Februar 2023, im Singsaal vom Schulhaus Eichi in  
Niederglatt statt. Die Tagung beginnt um 8.30 Uhr und dauert bis ca. 12.00 Uhr. 

Als Gastreferenten konnten wir Martin Haab, Nationalrat  
Zürich (SVP) und Präsident Zürcher Bauernverband 
(ZBV), gewinnen. Herr Haab wird uns einen interessanten 
Einblick in das Thema «Herausforderungen und Chancen 
für die Landwirtschaft im urbanen Kanton Zürich» geben. 

Weitere Themen sind: 
•	 Die Ehefrau in der Landwirtschaft –  

ein Spannungsfeld 
•	 Das neue Erbrecht  (Erbrechtsrevision)
•	 Neues aus der Steuerecke

News
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Die Festtage stehen vor der Tür, und es zeichnet sich ab, dass auch in diesem Jahr Weihnach-
ten und Neujahr nicht in der für uns gewohnten Form gefeiert werden können.
  Waren es die letzten Jahre noch Corona, die uns das Festen erschwerten, so ist es nun die 
Energiekrise, die uns zum Energiesparen anhält und Einfluss auf das adventliche Lichtermeer 
in den Strassen und an den Häusern nehmen wird.
  Negative Nachrichten aus Wirtschaft und der Weltpolitik drücken auf das Gemüt. Wir hören 
von immer mehr Personen, die von den Auswirkungen direkt betroffen sind und bang in die 
Zukunft schauen.

Greti Müller hat ganz andere Sorgen. Sie lebt im Pfle-
geheim und feiert am 25. Dezember ihren Geburtstag. 
Früher, als sie noch Kind war, hat sich der Vater allerhand 
ausgedacht, damit der Weihnachtstag für das Geburts-
tagskind ein ganz besonderer Tag wird, nämlich ganz al-
lein ihr Tag. Weihnachten wurde am 24. ausgiebig gefei-
ert, doch der 25. war jeweils der Greti-Tag, und so wurde 
sie jeweils von ihrem Vater auch geweckt: «Komm, steh 
auf, mein Kind, es ist Greti-Tag, und alle warten schon auf 
dich zum Frühstück». Die Geschenke waren immer toll, so 
gar nicht nach dem Motto «weil du bereits etwas Schönes 
zu Weihnachten erhalten hast, gibt es nun nur noch etwas 
Kleines zu deinem Geburtstag». Sie liebte ihre Eltern und 
ihren grösseren Bruder. Ihre Familie bescherte ihr auch in 
schwierigen Zeiten eine wunderschöne Jugend. Ihr selbst 
waren leider Kinder vergönnt, und ihr Ehemann verstarb 
früh. Nun ist Greti ganz alleine, und nebst dem Personal 
im Altersheim bin ich als ihr Treuhänder noch die einzige 
Person, die an ihren Geburtstag denkt und ihr ein Ge-
schenk vorbeibringt. In diesem Moment ist Greti gleich-
zeitig überwältigt von Glück und Trauer, da ihr in diesem 
Moment wieder ihre Einsamkeit bewusst wird, die sie mit 
den Erinnerungen an ihre Familie zu überspielen versucht.

Greti hat ein kleines Vermögen angespart, und immer 
wieder ist es ihr ein Bedürfnis zu regeln, was nach ihrem 
Ableben damit geschehen soll. Einmal wollte sie alles an 
ihren Postboten vererben, da er sie jeweils so freundlich 
grüsst, dann wieder der Dame von der Spitex. 

Dem Pflegeheim angeschlossen ist ein Alterswohn-
heim mit kleinen Wohnungen. Die Bewohner können den 
Dienst der Spitex nutzen. Die Mahlzeiten können sie sel-
ber kochen oder in der Kantine des Pflegeheims einneh-
men. Dort lebt Margrit Meier. Sie hat einen Sohn und eine 
Tochter. Die Tochter lebt in England bei ihrem Ehemann. 
Der Sohn ist ein erfolgreicher Geschäftsmann, hat Fami-
lie und ist viel unterwegs. Wann immer es sich die Kin-
der einrichten können, besuchen sie ihre Mutter. Für die 
Mutter, die quasi stündlich auf den Besuch ihrer Kinder 
wartet, ist dies zu wenig. Täglich sieht sie dafür die Frau 
von der Spitex. Margrit veranlasste, dass es immer die-
selbe Dame ist, denn mit ihr versteht sie sich sehr gut. 
Es ist eine lustige und sympathische Frau aus dem Osten 
Europas. Sie weiss immer viel zu erzählen, von ihrer Fami-
lie und ihren Kindern, die in ihrem Heimatland leben. Mar-
grit findet, dass sie viel mehr von dieser Frau als von den 
eigenen Kindern hat, und vergisst dabei, dass es schlicht 
deren Beruf ist, täglich Zeit mit ihr zu verbringen.

Es geschieht dann, was im Zuge der Erbrechtsreform 
befürchtet wurde, als man beschloss, den Pflichtteil der 
Kinder von ¾ auf ½ zu senken. Es entsteht mehr Raum 
dafür, Personen zu begünstigen, die zufälligerweise in der 
letzten Phase unseres Daseins in unser Leben treten. Die 
lange Zeit mit den Kindern, das Verständnis dafür, dass 
es den Kindern schlicht nicht gelingt, in einem arbeits-
reichen Umfeld noch genügend Zeit aufzubringen, um für 
die Eltern da zu sein, wird einfach ausgeblendet. Und so 
steht dann plötzlich der Name einer fremden Person im 
Testament, welche die letzten Tage, Wochen oder Monate 
im Leben der Testatorin präsent war.

Es sind Kurzschlussaktionen, die oft dem Alter geschul-
det sind. Damit dies nicht geschehen kann und solange 
die Familie noch in Eintracht lebt, lohnt es sich daher, den 
Nachlass gemeinsam mit der Familie in einem Erbvertrag 
zu regeln. Auch als Schutz vor dem eigenen Handeln und 
zum Schutz der Familie, die all die Jahre und damit si-
cherlich länger als eine mir kaum bekannte Person mein 
Leben geprägt hat.

Nun ist also bald der 1. Advent, und ich werde, wie in den 
letzten Jahren, Greti einen Adventskranz überbringen, 
der nicht von mir, aber von meiner Mutter selbst von Hand 

angefertigt wird. Meine Mutter lebt 200 Meter von mir 
entfernt. Wir beide haben Glück, dass wir uns jeden Tag 
sehen können. Dies ist aber der Nähe zu verdanken und 
nicht dem Umstand, dass ich ein aussergewöhnlich lieber 
Sohn wäre. Meine Schwester bemüht sich da wesentlich 
mehr und zum Glück erkennt das meine Mutter auch, und 
das ist gut so.

Heiligabend – bei uns immer der wichtigste Feiertag im 
Jahr. Ich begehe ihn mit meiner Familie und meiner Mutter 
(weil sie ja ganz in der Nähe wohnt 😊). Nun in diesem Jahr 
wird die Freude etwas getrübt sein, ist doch meine «flie-
gende» Tochter an diesem Tag als Reserve eingeteilt – und 
eines habe ich bis heute gelernt: Reserve heisst, dass sie 
aufgeboten wird. Heiligabend ohne meine Tochter – ich 
kann und will es mir nicht vorstellen. Ich weiss, was Sie mir 
nun sagen wollen, aber ich hoffe auch, dass Sie mich ein 
klein wenig verstehen.

Ihr Adrian Zumstein
 
 

von Adrian Zumstein

Liebe Leserinnen, Liebe Leser

Editorial
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Anpassungen bei der AHV/IV
Die AHV/IV-Renten werden per 1. Januar 2023 der ak-
tuellen Preis- und Lohnentwicklung angepasst und um 
2,5% erhöht. Diese Anpassung gemäss dem gesetzlichen 
Mischindex beschloss der Bundesrat an seiner Sitzung 
vom 12. Oktober 2022. Die minimale AHV/IV-Rente steigt 
von 1195 auf 1225 Franken pro Monat, die Maximalrente 
von 2390 auf 2450 Franken (Beträge bei voller Beitrags-
dauer). Als Konsequenz dieser Anpassungen werden aber 
auch die Mindestbeiträge der Selbstständigerwerbenden 
und der Nichterwerbstätigen für AHV, IV und EO von 503 
auf 514 Franken pro Jahr erhöht, der Mindestbeitrag für 
die freiwillige AHV/IV von 958 auf 980 Franken.

Grundlage der Anpassung:

Der Bundesrat prüft, wie im AHV-Gesetz vorgeschrieben, 
in der Regel alle zwei Jahre, ob eine Anpassung der AHV/
IV-Renten an die Preis- und Lohnentwicklung angezeigt 
ist. Beträgt die Teuerung innerhalb eines Jahres mehr als 
4%, erfolgt die Anpassung früher. Der Entscheid basiert 
auf dem arithmetischen Mittel aus dem Preis- und dem 
Lohnindex (Mischindex) und berücksichtigt die Empfeh-
lung der Eidgenössischen AHV/IV-Kommission. Dieses 
Jahr geht man von einer Teuerung von 3% und einer Lohn-
erhöhung von 2% aus. Dies ergibt einen Mischindex von 
2,5% und führt zu einer Rentenerhöhung, welche die Teu-
erung beinahe vollständig ausgleicht. 

Anpassung der Grenzbeträge in 
der beruflichen Vorsorge
Diese Anpassung hat auch Auswirkungen auf die obli-
gatorische berufliche Vorsorge. Der Koordinationsabzug 
wird von 25 095 auf 25 725 Franken erhöht, die Eintritts-
schwelle steigt von 21 510 auf 22 050 Franken. Der ma-
ximal erlaubte Steuerabzug im Rahmen der gebundenen 
Selbstvorsorge (Säule 3a) beträgt neu 7056 Franken 
(heute 6883) für Personen, die bereits eine 2. Säule ha-

Wir möchten Sie auf eine Studie des Bundesamtes für 
Landwirtschaft hinweisen, in der nach 2002 und 2012 die 
Situation und die Rolle der Frauen in der Landwirtschaft 
unter die Lupe genommen wurden. Die Studie zeigt un-
ter anderem die wirtschaftliche Bedeutung der Frauen in 
der Landwirtschaft auf, mithin das Selbstverständnis der 
Frauen in der Landwirtschaft und damit verbunden dann 
auch die Entwicklung der sozialen Absicherung und Vor-
sorge der Frauen. 

Insgesamt hat sich das Rollenverständnis verändert. Ins-
besondere junge Frauen übernehmen vermehrt leitende 
Tätigkeiten. Sie treten nach eigenen Angaben sicherer auf 
und tragen auch mehr Verantwortung im Betrieb. Mit der 
steigenden Zahl an Betriebsleiterinnen gibt es auch mehr 
weibliche Vorbilder. Die Frauen in der Landwirtschaft fül-
len im Durchschnitt mehr als drei Rollen aus, wobei Haus-
frau und Mutter nach wie vor am bedeutendsten sind. 
Gleichwohl sind die traditionellen Rollenbilder weiterhin 
weit verbreitet.

Die Studie zeigt unter anderem die grosse wirtschaftliche 
Bedeutung der Frauen in der Landwirtschaft auf: So gibt 
die Hälfte der befragten jungen Frauen an, in ihrem Ver-
antwortungsbereich mehr als 50% des Betriebseinkom-
mens zu erzielen. Zudem hat aber auch die ausserbetrieb-
liche Erwerbstätigkeit der Frauen weiter an Bedeutung 
gewonnen. 

Frauen in der Landwirtschaft sind überwiegend zufrieden 
und blicken optimistisch in die Zukunft!

Bericht zur Studie Frauen in der Landwirtschaft 2022,  
Herausgeberin AGRIDEA, Art.-Nr. 1515, Oktober 2022

ben, respektive 35 280 Franken (heute 34 416) für Perso-
nen ohne 2. Säule. Auch diese Anpassungen treten auf 
den 1. Januar 2023 in Kraft.

Anpassung bei der  
Erwerbsersatzordnung (EO)
In der Erwerbsersatzordnung (EO) wird der Höchstbe-
trag der Entschädigung von aktuell 245 auf 275 Franken 
erhöht.

Anpassungen bei den Ergänzungs- 
und Überbrückungsleistungen zur 
AHV/IV
Bei den Ergänzungs- und Überbrückungsleistungen wird 
der Betrag für die Deckung des allgemeinen Lebensbe-
darfs angepasst. Für Alleinstehende steigt er von 19 610 
auf 20 100 Franken pro Jahr, für Ehepaare von 29 415 auf 
30 150 Franken und für Kinder über 11 Jahren auf 10 515 
Franken, respektive 7380 Franken für Kinder unter 11 
Jahren. 

Die Höchstbeträge für die Mietzinse werden auf der 
Grundlage von einigen Positionen des Landesindexes für 
Konsumentenpreise «Wohnen und Energie» an die Teue-
rung seit der letzten Anpassung 2021 angeglichen. Der 
Anstieg beläuft sich auf 7,1%. Neu betragen sie pro Jahr 
17 580 Franken in der Region 1, 17 040 Franken in der 
Region 2 und 15 540 Franken in der Region 3. Weil die 
Positionen «Energie» und «Dienstleistungen für Versor-
gung und Unterhalt der Wohnung» im Preisindex um 21% 
gestiegen sind, wird zudem die Pauschale für Neben- und 
Heizkosten entsprechend angepasst. Der aktuelle Betrag 
von 2520 Franken wird damit auf 3060 Franken pro Jahr 
erhöht.

Anpassungen an die aktuellen Preis- und 
Lohnentwicklungen Frauen in der Landwirtschaft
Versicherungsleistungen werden per 1. Januar 2023 an die aktuellen Preis- und Lohnentwicklun-
gen angepasst. Gleichzeitig werden aber auch Anpassungen im Beitragsbereich vorgenommen. 

Medienmitteilung des Bundesamtes für Landwirtschaft, Bern, 27.10.2022: Das Rollenbild und das 
Selbstverständnis der Frauen in der Landwirtschaft sind in Bewegung. 

von Sonja Zumstein-Sala 
lic. iur. Rechtsanwältin und Mediatorin
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von Adrian Zumstein

Sie hatte eine Arbeitsstelle gefunden, bei der sie den 
Hund mitnehmen konnte und sich mit Menschen nicht 
herumzuschlagen hatte.

Sie konnte sich ein ansehnliches Vermögen ansparen und 
sich gar eine kleine Eigentums-Gartenwohnung leisten.

Ihre Nächsten sind der Hund Bello und die Katze Mauzi. 
Die beiden ermöglichen ihr ein lebenswertes Leben.

Gesundheitlich musste Anna schon einige Rückschläge 
verkraften, und ihr wurde bewusst, dass sie ihren Nach-
lass regeln muss, falls sie vermeiden möchte, dass einmal 
ihre Verwandten ihr Vermögen erben sollten, die sie im-
mer nur enttäuscht hatten und zu denen sie keinen Kon-
takt mehr pflegte.

Anna las in einer Zeitschrift, dass Tiere keine Sachen 
mehr seien. Perfekt, findet sie, dann können meine Tiere 
meinen Nachlass erben, aber wie soll das gehen?

Die Schwierigkeit liegt darin, dass Tiere nicht fähig sind, 
ein Vermögen zu verwalten und sich für ihre Bedürfnisse 
einzusetzen. Dafür sind sie auf Menschen angewiesen.

Anna muss sich also, so schwierig es für sie ist, sich an 
Menschen wenden, wenn sie möchte, dass für ihre Tiere 
gesorgt wird.

Dabei gibt es verschiedene Möglichkeiten:

1. 	Erbeinsetzung von Personen oder einer Institution  

–	 ist es eine Person, der man das Vermögen oder einen 
Teil des Vermögens vererbt, mit der Auflage, dass für 
den Hund Bello und die Katze Mauzi umfassend zu sor-
gen ist, so ist es empfehlenswert, einen Willensvollstre-
cker zu bestimmen, der überwacht, dass der Auflage 
nachgekommen wird.

–	 eine Person kommt für Anna nicht in Frage, daher wäre 
es somit eine Institution wie bspw. ein Verein oder eine 
Stiftung, der oder die sich für das Wohl der Tiere ein-
setzt. Damit würde das Vermögen den eigenen Tieren, 
aber auch anderen Tieren zum Wohle gereichen. Auch 
hier würde man der Institution auferlegen, für Bello und 
Mauzi umfassend zu sorgen.

2.	Errichtung einer eigenen Stiftung

Anna kann zu Lebzeiten oder auf den Tod hin mit einem 
Testament eine eigene Stiftung errichten, mit dem Zweck, 
bspw. Hunden und Katzen, deren Besitzer wegen Krank-
heit oder Tod die Tiere nicht mehr versorgen können, ein 
neues Heim zu bieten.

a) 	Errichtung der Stiftung zu Lebzeiten

Der Vorteil der lebzeitigen Gründung ist es, dass Anna die 
Stiftung nach ihren Bedürfnissen errichten kann. Dazu 
gehört allenfalls, dass sie ihre eigene Wohnung veräus-
sert und mit dem Geld ein geeignetes Haus erwirbt, in 
dem die Tiere gehalten werden können.

In der Folge kann sie die Stiftung als Alleinerbin einsetzen.

b)	Errichtung der Stiftung auf den Tod hin

Bei der Errichtung der Stiftung auf den Tod hin würde sie 
ihr ganzes Vermögen dieser Stiftung widmen unter der 
Auflage, dass ihre eigenen Tiere aufgenommen werden 
müssten.

ba) Problematik der Ernennung des Stiftungsrates

In beiden Fällen gibt es für Anna eine schwierige Ent-
scheidung: Sie muss die Person bzw. Personen bestim-
men, die im Stiftungsrat Einsitz nehmen und dafür Sorge 
tragen, dass die Stiftung nach den Statuten geführt wird. 
Ein Vorteil ist es sicherlich, dass die Stiftung unter der 
Aufsicht des Bezirksrates, des Kantons oder des Bundes 
steht, je nach dem, welche Ausstrahlung die Stiftung ha-
ben wird, also bloss eine regionale, kantonale oder gar 
eine landesweite.

Anna wird wohl die Verantwortung an ihren Berater über-
tragen, hat sie doch zu ihm keine emotionale Bindung, 
schätzt aber seine Sachlichkeit und Professionalität. 

bb) Stiftungsvermögen: Beschaffung der benötigten Mittel

Eine Stiftung macht aber nur dann Sinn, wenn das Ver-
mögen, das der Stiftung gewidmet werden kann, ausrei-
chend ist, um über eine längere Dauer den Stiftungszweck 
zu erfüllen. Weiter ist darauf zu achten, dass der Bestand 
der Stiftung mit Spenden verlängert werden kann. 

Da auf Grund des gemeinnützigen Zwecks die Stiftung 
steuerbefreit ist, können Spenden an die Stiftung eben-
falls beim betroffenen Spender von der Steuer abgezogen 
werden.

Es besteht daher die berechtigte Hoffnung, dass der Stif-
tungszweck anderen Personen, die in derselben Lage sind 
wie Anna, die Möglichkeit eröffnet, ihre eigenen Tiere der 
Stiftung zuzuführen und dafür ihr Vermögen oder einen 
Teil davon der Stiftung zu spenden oder zu vererben. 

Ich vererbe alles an Bello und Mauzi zu  
gleichen Teilen – ist das möglich?
Anna hatte sich das Leben anders vorgestellt. Sie träumte von einem lieben Mann, von Kindern, 
einem Haus im Grünen, einem Hund und einer Katze. Verwirklichen liessen sich der Hund und 
die Katze. Anna wurde von den Menschen schon so oft enttäuscht, dass sie sich von diesen 
zurückgezogen hat.
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1.	Missbräuchlicher Anfangsmietzins

Nach Art. 270 OR kann der Mieter den Anfangsmietzins 
innert 30 Tagen nach Übernahme der Mietsache als miss-
bräuchlich anfechten und dessen Herabsetzung verlangen,

a)	 wenn er sich wegen einer persönlichen oder familiären 
Notlage oder wegen der Verhältnisse auf dem örtlichen 
Markt für Wohn- und Geschäftsräume zum Vertragsab-
schluss gezwungen sah;

b)	wenn der Vermieter den Anfangsmietzins gegenüber 
dem früheren Mietzins für dieselbe Sache erheblich er-
höht hat.

Ob ein Anfangsmietzins missbräuchlich ist, bestimmt 
sich entweder danach, ob damit ein übersetzter Ertrag 
aus der Mietsache erzielt wird (Nettorendite, Art. 269 OR 
/ absolute Methode) oder ob er sich im Rahmen des Orts- 
und Quartierüblichen bewegt (Art. 269a lit. a OR / relative 
Methode).

Das Bundesgericht hat über die letzten Jahre hinweg in 
diversen Entscheiden (vgl. dazu etwa BGE 124 III 310, E. 2b, 
BGE 140 III 433, E. 3.1, BGE 144 III 514, E. 3.2) festgestellt, 
dass bei weniger als 30-jährigen Gebäuden für die Beur-
teilung der Frage nach der Missbräuchlichkeit des Miet-
zinses primär entscheidend ist, ob damit eine übersetzte 
Nettorendite erzielt wird (absolute Methode).  Bei älteren 
Gebäuden ist hingegen in der Regel auf die Orts- und 
Quartiersüblichkeit abzustellen (relative Methode), da in 
diesen Fällen die Belege zur Feststellung des investierten 
Eigenkapitals im Hinblick auf die Nettorendite fehlen oder 
zu wirtschaftlich unrealistischen Ergebnissen führen.

4.	Investiertes Eigenkapital

Für die Berechnung des investierten Eigenkapitals ist die 
Differenz zwischen den Anlagekosten und den auf dem 
Mietobjekt lastenden Schulden massgebend, wobei zum 
Eigenkapital die geleisteten Amortisationen sowie die 
wertvermehrenden Investitionen hinzurechnen sind:
� CHF
Kaufpreis im Januar 2000� 900 000.—
./. Hypothek� 180 000.—
Ursprüngliches Eigenkapital	�  720 000.—
Wertvermehrende Investitionen� 40 000.—
Amortisation Hypothek� 80 000.—
Neues Eigenkapital� 840 000.—

Nach bisheriger bundesrechtlicher Rechtsprechung durf-
te das nun ermittelte Eigenkapital nur im Umfang von 40% 
des investierten Eigenkapitals der Teuerung angepasst 
werden, selbst dann, wenn der Eigenkapitalanteil höher 
lag. Gestützt auf den neuen Entscheid des Bundesgerich-
tes kann das Eigenkapital in vollem Umfang der Teuerung 
angepasst werden.

Dazu folgendes Bespiel (der Einfachheit halber wurden 
die wertvermehrenden Investitionen und Amortisationen 
weggelassen):
� CHF
Eigenkapital im Februar 2000� 720 000.—
Teuerung Januar 2000 bis
September 2022 (12,96%)� 93 321.—
Aktualisiertes Eigenkapital� 813 321.—

Gemäss alter bundesrechtlicher Rechtsprechung hät-
te das Eigenkapital (CHF 720 000.—) nur im Umfang von 
40%, sprich CHF 288 000.—, der Teuerung angepasst wer-
den dürfen:
� CHF
Eigenkapital im Februar 2000� 720 000.—
40% des Eigenkapitals� 288 000.—
Teuerung Januar 2000 bis
September 2022 (12,96%)� 37 328.—
60% des Eigenkapitals� 432 000.—
Aktualisiertes Eigenkapital� 757 328.—

2.	Nettorendite

Unter Nettorendite wird die Verzinsung des vom Vermie-
ter tatsächlich investierten Eigenkapitals verstanden. Sie 
berechnet sich wie folgt:

Nettoertrag × 100 / investiertes Eigenkapital

3.	Nettoertrag

Für die Berechnung des Nettoertrages sind von den Miet-
zinseinnahmen die Kosten für die Fremdfinanzierung (Ka-
pitalkosten), die durchschnittlichen Unterhaltskosten der 
vergangenen drei bis fünf Jahre, die Betriebskosten und 
die Verwaltungskosten (pauschal 5% der Mietzinseinnah-
men) in Abzug zu bringen:
� CHF
Mietzinseinahmen p.a.		�   40 000.—
./. Unterhaltskosten		�   8 000.—
./. Betriebskosten		�   6 000.—
./. Verwaltungskosten� 2 000.—
Nettoertrag� 24 000.—

5.	Berechnung Nettorendite

Die Nettorendite war bisher zulässig, wenn sie nicht mehr 
als 0,5% über dem Referenzzinssatz lag. Neu darf der 
Ertrag den Referenzzinssatz um 2% übersteigen, sofern 
der Referenzzinssatz 2% oder weniger beträgt. Bei einem 
aktuellen Referenzzinssatz von 1,25% liegt die zulässige 
Nettorendite deshalb bei 3,25% anstatt wie bisher bei 
1,75%.

Für mein genanntes Beispiel bedeutet das:

Nettoertrag (CHF 24 000.—) × 100 / 
Eigenkapital (CHF 813 321.—) = 2,95%

Nach der neuen Rechtsprechung wird mit einer Netto-
rendite von 2,95% somit kein übersetzter Ertrag erzielt. 
Nach der bisherigen Rechtsprechung wäre der Mietzins 
missbräuchlich. Der Mieter hätte somit Anspruch auf He-
rabsetzung des Mietzinses.
 

6.	Fazit

Das Bundesgericht begründet seine Praxisänderung mit 
den in den letzten rund 30 Jahren eingetretenen Verän-
derungen, insbesondere den gesunkenen Zinssätzen für 
Hypotheken bzw. dem tieferen massgebenden Referenz-
zinssatz, aus denen gemäss bisheriger Berechnungsme-
thode sehr niedrige Mieterträge resultieren würden.

Die Begründung des Bundesgerichtes ist nachvollzieh-
bar, dennoch wirft das Bundesgerichtsurteil Folgefragen 
auf. Neu darf die Nettorendite 2% über dem Referenzzins-
satz liegen, sofern dieser nicht höher als 2% ist. Ist der 
Referenzzinssatz allerdings höher als 2%, gelten offenbar 
nach wie vor die bisherigen 0,5%, was zu folgender Prob-
lematik führt:

Bei einem Referenzzinssatz von 2% wäre eine Nettorendi-
te von 4% zulässig. Bei einem Referenzzinssatz von 2,25% 
hingegen wäre nur eine Nettorendite von 2,75% zulässig.

Das Bundesgericht wird sich wohl erneut dazu äussern 
müssen, sobald der Referenzzinssatz auf über 2% steigt.

Das Bundesgericht ändert seine Praxis  
zugunsten der Vermieter
Ende Oktober 2020 hat das Bundesgericht zwei Parameter zur Bestimmung des zulässigen An-
fangsmietzinses von Wohn- und Geschäftsräumen geändert. Erstens kann das investierte Eigen-
kapital neu zu 100% an die Teuerung angepasst werden. Zweitens gilt neu ein Ertrag als zulässig, 
der den Referenzzinssatz um 2% übersteigt, wenn der Referenzzinssatz 2% oder weniger beträgt.

von Marco Vollenweider
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Adoptionsurlaub
Erwerbstätige, die ein Kind von unter vier Jahren zur Ad-
option aufnehmen, haben neu Anspruch auf einen durch 
die Erwerbsersatzordnung (EO) entschädigten, zweiwö-
chigen Adoptionsurlaub. Der Bundesrat hat die Ausfüh-
rungsbestimmungen zum Adoptionsurlaub verabschiedet 
und das Inkrafttreten auf den 1. Januar 2023 festgelegt.

Anspruch auf die Adoptionsentschädigung haben Er-
werbstätige, die ein Kind von unter vier Jahren zur Adop-
tion aufnehmen. Der Adoptionsurlaub muss innerhalb des 
ersten Jahres nach Aufnahme des Kindes bezogen wer-
den. Die Adoptionsentschädigung beträgt 80 Prozent des 
durchschnittlichen Erwerbseinkommens, höchstens aber 
196 Franken pro Tag. Sind beide Elternteile erwerbstätig, 
können sie die zwei Wochen Urlaub frei untereinander auf-
teilen, den Urlaub aber nicht gleichzeitig beziehen. Kein 
Leistungsanspruch besteht hingegen bei einer Stiefkind-
adoption.

In der Schweiz werden nur wenige Kinder von unter vier 
Jahren adoptiert. Im Jahre 2020 waren es 33. Deshalb 
werden die Anträge auf Adoptionsurlaub zentralisiert von 
der Eidgenössischen Ausgleichskasse (EAK) und nicht 
wie üblich von der Ausgleichskasse, der die Eltern ange-
schlossen sind, bearbeitet. Die Adoptionsentschädigung 
dürfte zu jährlichen Zusatzkosten von etwas mehr als 
100 000 Franken führen.

Die Einführung eines durch die EO entschädigten Ad-
optionsurlaubs führt auch zu Änderungen auf Verord-
nungsebene. So soll die Erwerbsersatzverordnung (EOV) 
dahingehend geändert werden, dass die Adoptionsent-
schädigung basierend auf dem Einkommen, das vor der 
Adoption erzielt wurde, berechnet wird. Die Adoptionsent-
schädigung wird nachschüssig ausgerichtet, sobald der 
letzte Urlaubstag bezogen wurde. Zudem wird die Verord-
nung über die Familienzulagen (FamZV) angepasst, damit 
der Anspruch auf Familienzulagen während eines Adop-
tionsurlaubs bestehen bleibt.

[Bundesamt für Sozialversicherungen BSV, Bern]

Systemwechsel bei  
der Wohneigentums
besteuerung
Wie geplant, hat die Kommission für Wirtschaft und Ab-
gaben (WAK-N) eine zweite Lesung der Vorlage zur Um-
setzung der parlamentarischen Initiative für einen Sys-
temwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung durch-
geführt. Sie hat dabei ihre früheren Beschlüsse allesamt 
bestätigt und die Vorlage in der Gesamtabstimmung ange-
nommen, wobei eine Minderheit Nichteintreten beantragt.

An ihrer Sitzung vom 6. Mai 2022 hatte die Kommission 
eine erste Lesung der Vorlage vorgenommen und dabei 
an den Beschlüssen des Ständerats mehrere Änderungen 
vorgenommen. Zu diesem Konzept liegen mittlerweile 
Schätzungen der ESTV vor. Die WAK-N hält nach der zwei-
ten Lesung in allen Punkten an ihren damaligen Anträgen 
fest. Das bedeutet, dass sie einen reinen Systemwechsel 
beantragt, der auch die Zweitwohnungen einschliesst. 
Weiter möchte sie Abzüge für Energiesparen und Rück-
bauten auch auf Bundesebene nach wie vor zulassen, und 
auch die tatsächlichen Unterhaltskosten sollen abzugsfä-
hig bleiben. Bei den Schuldzinsen schliesslich sollen Ab-
züge bis zu 100 Prozent der steuerbaren Vermögenserträ-
ge (statt wie gemäss Ständerat bis zu 70 Prozent) zulässig 
sein. In der Gesamtabstimmung hat die Kommission die 
Vorlage mit 12 zu 10 Stimmen angenommen. Eine Min-
derheit beantragt, nicht auf die Vorlage einzutreten. Sie 
kommt in der Herbstsession in den Nationalrat.

Gemäss Antrag der Kommission soll der Systemwechsel 
Zweitwohnungen miteinschliessen. Dies hätte insbeson-
dere für die Tourismuskantone Steuerausfälle zur Folge. 
Die Kommission hat deshalb eine Kommissionsinitiative 
verabschiedet, mit der eine Verfassungsgrundlage für eine 
Objektsteuer auf Zweitwohnungen geschaffen werden soll.

[Medienmitteilung WAK-N (Sekretariat der Kommissionen  
für Wirtschaft und Abgaben)]

von René Erni
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Arbeitslosenversicherung: 

Solidaritätsprozent fällt  
per 1. Januar 2023 weg
Seit 2011 wird auf hohen Lohnbestandteilen ein soge-
nanntes Solidaritätsprozent als Beitrag zur Entschuldung 
der Arbeitslosenversicherung erhoben. Die finanzielle Si-
tuation der Arbeitslosenversicherung sollte sich per Ende 
2022 soweit erholt haben, dass das Solidaritätsprozent 
ab 2023 automatisch per Gesetz wegfällt. Dies trägt im 
aktuellen wirtschaftlichen Umfeld zur Entlastung der Un-
ternehmungen bei.

Die Arbeitslosenversicherung (ALV) wird hauptsächlich 
über die Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitnehmen-
den und Arbeitgeber finanziert. Der Beitragssatz für die 
ALV beträgt bis zu einer Grenze von 148 200 Franken 2.2 
Prozent des massgebenden Jahreslohnes.

Zu Beginn des Jahrtausends war die ALV finanziell un-
ausgeglichen und aus strukturellen Gründen stark ver-
schuldet. Im Rahmen einer Revision des Arbeitslosenver-
sicherungsgesetzes (AVIG) wurde 2011 vom Gesetzgeber 
ein Solidaritätsbeitrag eingeführt, der die Entschuldung 
der ALV beschleunigen sollte. Der Solidaritätsbeitrag be-
trägt ein Prozent für Lohnanteile von über 148 200 Fran-
ken. Damit flossen der ALV jährlich bis zu 400 Millionen 
Franken an zusätzlichen Beiträgen zu.  

Gemäss der bestehenden gesetzlichen Regelung darf 
der Solidaritätsbeitrag solange erhoben werden, bis das 
Eigenkapital des Ausgleichsfonds der ALV per Ende Jahr 
die Schwelle von 2,5 Milliarden übersteigt. Die aktuellen 
Zahlen der ALV zeigen, dass diese Grenze auf Ende 2022 
erreicht wird. Damit fällt das Recht zur Erhebung des Soli-
daritätsprozents per 1. Januar 2023 von Gesetzes wegen 
automatisch weg.

Es ist wichtig, dass Unternehmen und Arbeitnehmende 
rechtzeitig über die Änderung der Sozialversicherungs-
beiträge informiert werden. Dafür ist die AHV bzw. das für 
die AHV zuständige Bundesamt für Sozialversicherungen 
(BSV) zuständig. Die AHV-Ausgleichskassen werden die 
Arbeitgeber rechtzeitig über die ab dem 1. Januar 2023 
gültigen ALV-Lohnbeiträge informieren.

[Staatssekretariat für Wirtschaft]

Ausgleich der kalten Progression:

EFD passt Abzüge und  
Tarife an
Zum Ausgleich der Folgen der kalten Progression passt 
das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) die Tarife 
und Abzüge bei der direkten Bundessteuer ab dem Steu-
erjahr 2023 an.

Die Anpassung stellt sicher, dass Steuerpflichtige we-
gen der Teuerung keine höhere Steuerbelastung tragen 
müssen, wenn ihre Kaufkraft gleich geblieben ist. Ab dem 
Steuerjahr 2023 können Doppelverdiener-Ehepaare neu 
maximal 13 600 (bisher 13 400 Franken) vom steuerbaren 
Einkommen abziehen. Der Kinderabzug und der Unter-
stützungsabzug steigen auf je 6 600 Franken (bisher 6 500 
Franken).

Durch den Ausgleich der kalten Progression kommt es zu 
Tarifanpassungen über alle Tarifstufen. Ehepaare in recht-
lich und tatsächlich ungetrennter Ehe zahlen neu erst 
Steuern ab einem steuerbaren Einkommen von 28 800 
Franken (bisher 28 300 Franken). Der Höchstsatz wird neu 
erst ab einem steuerbaren Einkommen von 912 600 Fran-
ken erreicht (bisher 895 900 Franken).

Zusätzlich dürfen für die notwendigen Kosten für Fahrten 
zwischen Wohn- und Arbeitsstätten neu maximal 3 200 
Franken (bisher 3 000 Franken) abgezogen werden.

Die seit dem letzten Ausgleich der kalten Progression auf-
gelaufene Teuerung beträgt 2,04 Prozent. Letztmals glich 
das EFD die kalte Progression in den Jahren 2011 und 
2012 aus.

Berufliche Vorsorge: 

Der Mindestzinssatz 
bleibt bei 1%
Der Mindestzinssatz in der beruflichen Vorsorge bleibt 
auch im kommenden Jahr bei 1%. An seiner Sitzung vom 
12. Oktober 2022 ist der Bundesrat darüber informiert 
worden, dass auf eine Überprüfung des Satzes in diesem 
Jahr verzichtet wird. Mit dem Mindestzinssatz wird be-
stimmt, zu wieviel Prozent das Vorsorgeguthaben der 
Versicherten im Obligatorium gemäss Bundesgesetz 
über die berufliche Vorsorge (BVG) mindestens verzinst 
werden muss.

Entscheidend für die Höhe des Mindestzinssatzes sind 
gemäss Gesetz die Entwicklung der Rendite der Bundes-
obligationen sowie zusätzlich der Aktien, Anleihen und 
Liegenschaften.

Die Rendite der Bundesobligationen ist deutlich gestie-
gen. Die Verzinsung der 10-jährigen Bundesobligationen 
lag Ende 2021 bei minus 0,13% und ist per Mitte Septem-
ber 2022 auf 1,09% angestiegen. Aktien und Immobilien 
entwickelten sich 2021 positiv, während im aktuellen Jahr 
deutliche Rückschläge zu verzeichnen waren. Insgesamt 
ist demnach trotz der aktuell schwierigen Situation an 
den Märkten eine Beibehaltung des Mindestzinssatzes 
von 1% gerechtfertigt. Deshalb wird auf eine Überprü-
fung des Satzes in diesem Jahr verzichtet. Der Bundesrat 
muss die Höhe des Mindestzinssatzes mindestens alle 
zwei Jahre überprüfen und wird die Prüfung im nächsten 
Jahr vornehmen.

Auch die Eidgenössische Kommission für berufliche Vor-
sorge hat sich am 30. August 2022 für die Beibehaltung 
des Satzes von 1% ausgesprochen.

[Eidg. Departement des Innern / Bundesamt für Sozialversicherungen]

Erwartete Erhöhung des 
Mehrwertsteuersatzes  
ab 2024
Als Folge der Abstimmung vom 25. September 2022 (Ja 
zur AHV 21) wird der Mehrwertsteuer-Normalsatz auf 8,1 
Prozent angehoben, der Sondersatz für Beherbergungen 
steigt auf 3,8 Prozent, und für den reduzierten Satz wer-
den neu 2,6 Prozent gelten. Geplant ist ein Inkrafttreten 
per 1. Januar 2024.

von René Erni
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